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STUBEN UND KOMMUNEN

Das offenste  
Wohnzimmer  
der Stadt
Der Verein La Red hat aus einem abbruchreifen Haus  
am Stadtrand von Fribourg einen interkulturellen  
Begegnungsort gemacht. Nach drei Jahren steht der Umzug  
ins Zentrum bevor.

BENJAMIN VON WYL (TEXT) UND NICOLAS BRODARD (FOTO)

Am wenigsten erwartet haben alle den Bel-
gier. Weil man Belgier nicht in einem Fran-
zösischanfängerkurs erwartet. Camille, die 
 ehrenamtliche Lehrerin, fragt, weshalb er sei-
ne eigene Sprache nicht spreche. Er entgegnet, 
er sei aus Flandern und wegen seiner Freundin 
nach Fribourg gezogen. Ob jemand von einer 
freien Stelle wisse? Auch die Lehrerin ist auf 
Arbeitssuche. Es entspinnt sich ein Gespräch 
über den schwierigen Arbeitsmarkt zwischen 
allen Anwesenden. Über die unterschied lichen 
Sprachniveaus hinweg. Die anderen sechs 
Schüler Innen sind aus Sri Lanka, Afghanistan 
und Äthio pien. Damit alle profitieren können, 
hält sich der Afghane zurück. Denn er kennt 
die Lösungen jeder einzelnen Multiple-Choice-
Aufgabe.

Französisch, Arabisch, Deutsch

Die Tür ist mit «French Class» beschriftet, aber 
im einzigen Schulzimmer von La Red wird auch 
Arabisch und Deutsch unterrichtet. Schüler-
Innen und LehrerInnen wechseln, nicht nur 
nach Fach, sondern auch von Lektion zu Lek-
tion. Die Worttabellen an der Wand erinnern 
an ein Primarschulzimmer  – hier sind sie mit 
Malerklebeband befestigt. Im Parterre befin-
det sich der Kern von La Red, das eigentliche 
Wohnzimmer.

Der Belgier muss früher los. Die anderen 
bleiben zum Essen, denn heute ist Mittwoch. 
Mittwochs und sonntags wird gemeinsam 
gegessen. La Red ist 2015 angetreten, um das 
«offenste Wohnzimmer der Stadt» zu schaf-
fen. La Red, spanisch für «das Netz» oder auch 
für «Netzwerk», ist bewusst ohne Kopf konzi-
piert: Die GründerInnen ziehen sich langsam 
zurück, aus Überzeugung, aber auch, weil sie 
selbst überrascht sind, wie breit sich das Netz-

werk verästelt hat. Regelmässig engagieren 
sich 60 Leute; von ihrer Arbeit profitieren etwa 
200 BesucherInnen pro Woche. Die Verantwor-
tung ist auf viele verteilt, damit der organisa-
torische Frust so gering wie möglich ist. Die 
FranzösischlehrerInnen organisieren sich die 
insgesamt neun Stunden Unterricht pro Woche 
per Whatsapp – darüber hinaus treffen sie sich 
nur alle sechs Monate zu Sitzungen.

Begegnung auf Augenhöhe

Ob in La Red jemand entspannt, unterstützt, 
unterrichtet oder Verantwortung trägt, hängt 
nicht davon ab, ob sie oder er in einer WG oder 
einer Asylunterkunft schläft. Die Begegnung 
auf Augenhöhe wird vielleicht erleichtert, weil 
Fribourg auf dem Röstigraben liegt. Die grosse 
Mehrheit der FribourgerInnen spricht Fran-
zösisch als erste Sprache. Die gut 10 000 Stu-
dentInnen auf knapp 40 000 EinwohnerInnen 
machen Fribourg zur Stadt mit der schweizweit 
höchsten StudentInnenquote. Und die Uni Fri-
bourg ist europaweit die einzige Universität, 
die in Verwaltung und Lehre zwei Sprachen 
gleichwertig behandelt. Dass man sich mit 
Händen und Füssen ausdrückt, ist hier nor-
mal. «In Fribourg kommt man mit Deutsch 
durch; mein Französisch wurde erst dank ‹em 
Räääd› besser», tönt es in breitem Berndeutsch 
am einen Ohr, während von der anderen Seite 
jemand die Unterschiede zwischen Farsi und 
Dari auf Französisch erklärt.

Etwa dreissig Leute sind an diesem Mitt-
woch zum Abendessen gekommen. Darunter ist 
auch eine Gruppe aus einem Kinderheim. Die 
Essenden sitzen auf Sofas, Stühlen, Treppen  – 
bei jedem Gang zum Buffet stossen Knie an-
einander. Von Linsensuppe, Reis und Gemüse-
auflauf gibt es reichlich. Umkämpft sind bloss 

die Stehplätze beim Ofen. Nazir ist 21 Jahre alt 
und in der Lehre zum Plattenleger. Bei La Red 
ist er verantwortlich fürs Essen. Dass die Essen 
mittwochs und sonntags stattfinden, hat prak-
tische Gründe: Am Mittwoch ist Markt. Das 
Essteam von La Red fragt an den Ständen nach 
überschüssigem Gemüse. Beim Sonntagsessen 
stammt ein Teil der Ware vom Brunch eines Ca-
fés. Brot und Dessert stammen zu  einem Gross-

teil von der «Äss-Bar», dem Fribourger Zweig 
jener Ladenkette, die Überschüsse von Bäcke-
reien günstig verkauft.

Vor dem Abriss

Als die Ersten gegangen sind, bildet sich ein 
Spontan-Jam. Aus der Anlage läuft Shakira; 
Trommeln verfremden den Mainstream-Pop. 
Nazir tanzt. An anderen Abenden tanzen alle. 
Nazir sagt, das Red existiere dank der Leute, 
und deshalb sorgt er sich nicht um den Fort-
bestand. Fribourg ist eine Kleinstadt, weshalb 
es auch kein Problem ist, dass das offenste 

Wohnzimmer der Stadt an der Grenze zur Ag-
glomerationsgemeinde Villars-sur-Glâne liegt. 
Aber nicht mehr lange: Im Mai endet der Miet-
vertrag; das Haus wird wahrscheinlich abgeris-
sen, und La Red zieht vom Stadtrand in einen 
denkmalgeschützten Bau im Zentrum. Ende 
März erhielt La Red den Prix du social des bür-
gerlich dominierten Kantons – auch die neuen 
Räumlichkeiten sind im Kantonsbesitz.

Im Stadtrandhaus sind die Wände bemalt 
und gepflastert. Auf dem Weg in den ersten 
Stock begegnet man einer Tapete aus Buchsei-
ten. In die Literatur ist ein Baum, der die brau-
ne Wand dahinter freilegt, geschnitten. Oben 
geht zwischen Schul- und PC-Zimmer, in dem 
Stellensuchende bei ihren Bewerbungen unter-
stützt werden, ein Mosaik aus bunten Geschirr-
scherben von der Wand in die Decke über. 

Umzug ins Stadtzentrum

Das Bildungsangebot, der Theaterkurs und das 
wöchentliche Treffen des tibetischen Kultur-
vereins können problemlos anderswo stattfin-
den. Das Radio Red, das momentan vom Keller 
ins Internet streamt, kann samt MacherInnen 
umziehen. Die Diaspora-Eritreer der Royal 
Band, die im Nebenraum proben, können ihre 
Instrumente auch im Zentrum auspacken. Der 
Kinderheimbetreuer kann seine Schützlinge 
künftig auch an den neuen Ort ausführen. Für 
manche BesucherInnen und Engagierte rückt 
La Red wohl näher ans Daheim. Das Netzwerk 
zieht ins Stadtzentrum, aber der Denkmal-
schutz verhindert künftig kreative Kurzschlüs-
se. Um 21 Uhr ist der Abwasch längst erledigt, 
die Hälfte der Lampen ist aus, und die letzten 
zehn suchen ihre Taschen. Nur Camille, die 
Französischlehrerin, spielt Klavier und singt 
dazu: «La Red c’est fini!»

Wer sich die Miete nicht mehr leisten kann, soll 
sich ein Generalabonnement kaufen. So denkt 
Ansgar Gmür, Direktor des schweizerischen 
Hauseigentümerverbands (HEV). Anfang April 
sagte er im «Blick», ZürcherInnen fänden im 
Aargau problemlos eine bezahlbare Wohnung. 
Der Mieterverband (MV) verbreite Hysterie. 
Dass die Immobilienlobby entscheide, wer wo 
wohnen dürfe, gehöre nicht zur Schweizer Le-
bensart, entgegnet Walter Angst vom Zürcher 
MieterInnenverband auf Anfrage der WOZ.

Die Schweiz ist bereits ein Pendlerland  – 
und ein Land, in dem die Mehrheit zur Miete 
wohnt. MieterInnen sind abhängig von genü-
gend verfügbaren, bezahlbaren Wohnungen 
und einem guten MieterInnenschutz. Noch 
immer herrscht in neun Kantonen und im 
schweizweiten Schnitt Wohnungsknappheit. 
Auch in Basel-Stadt standen am letzten Stich-
tag nur 0,5 Prozent der Wohnungen leer. In den 
Aargau müsste auch hier, wer keine freie Woh-
nung findet, denn auch im Baselbiet herrscht 
Wohnungsnot. Gleichzeitig dreht sich die Miet-
preisspirale: Um 16,6 Prozent sind die Mieten 
im Stadtkanton zwischen 2005 und 2016 ge-
stiegen. Am 10. Juni wird sich in Basel zeigen, 
ob die Bevölkerung diese Situation hinnimmt. 

Vier Initiativen für MieterInnenanliegen kom-
men zeitgleich an die Urne.

Recht auf Wohnen

400 BaslerInnen verfügen im Moment über 
keine eigene Wohnung und sind deshalb beim 
«Schwarzen Peter», dem Verein für Gassen-
arbeit, gemeldet. Aus dessen Umfeld stammt 
die Initiative «Recht auf Wohnen». Sie fordert 
ein derartiges Grundrecht in der Kantonsver-
fassung. «Recht auf Wohnen» ist sehr allge-
mein formuliert. Konkreter sind die drei Ini-
tiativen des Mieter Innenverbands Basel-Stadt. 
Die Wohnschutz initiative will bezahlbaren 
Wohnraum erhalten und bei Wohnungsnot 
wirksam vor Verdrängung und Kündigungen 
schützen. Die beiden Initiativen «Mieterschutz 
beim Einzug» und «Mieterschutz vor Gericht» 
sorgen für Transparenz über die Vormieten 
und begrenzen das finanzielle Risiko für jene, 
die in einen juristischen Mietkonflikt geraten. 
Auch in anderen Kantonen suchen die MV-
Sektionen den Weg an die Urne: In Genf wurde 
Anfang des Jahres eine Initiative für bezahl-
baren Wohnraum eingereicht; in Luzern wird 
für eine Transparenzinitiative analog zu jener 

in Basel gesammelt. Im Tessin wird dasselbe 
Anliegen geprüft. Im Baselbiet hat die SP bei 
Gericht Beschwerde gegen den Regierungsrat 
wegen Verzögerung eingelegt. Ihre «Wohnen 
für alle»-Initiative hat sie vor drei Jahren einge-
reicht. Bis dato wurde sie noch nicht einmal im 
Kantonsparlament traktandiert.

Mehr gemeinnütziger Wohnungsbau

Flaggschiff dieser Reihe von Volksanliegen ist 
die im Nationalrat hängige Initiative «Mehr 
bezahlbare Wohnungen». Sie enthält einen 
Strauss von Massnahmen: Förderprogramme 
von Bund und Kantonen für bezahlbare Miet-
wohnungen, Programme für Sanierungen ohne 
steigende Mieten, einen höheren Anteil gemein-
nütziger Wohnungen und Unterstützung für 
Wohneigentum im Eigenbedarf.

Michael Töngi, ehemaliger Generalsekre-
tär des MV Schweiz, rückte in der Frühjahrs-
session für die Grünen Luzern in den National-
rat nach. Parlamentarisch sieht er sich in einem 
Verteidigungskampf. Kaum einmal sei der Na-
tionalrat derart mieterunfreundlich gewesen – 
erstes Ziel sei die Abwehr der Angriffe auf das 
Mietrecht. Der HEV-Dunstkreis im Nationalrat 

betreibt Lobbypolitik für VermieterInnen und 
Immobilienfirmen. Momentan sind neun sol-
che parlamentarischen Initiativen hängig. Bis 
auf eine stammen sie alle von mit der Immobi-
lienindustrie verbandelten MandatsträgerIn-
nen. Diese Vorstösse – drei werden voraussicht-
lich am 17. Mai von der Rechtskommission des 
Nationalrats behandelt – würden die Rechte der 
mietenden Mehrheit stark einschränken (WOZ 
Nr. 7/18).

«Wir wappnen uns für eins oder auch 
mehrere Referenden und konzentrieren uns auf 
unsere Volksinitiative», sagt auch Nathalie Im-
boden, Töngis Nachfolgerin beim MV. Der Mie-
terInnenverband setzt nicht nur auf Abwehr, 
sondern auch auf eine proaktive Miet politik, 
sagt Beat Leuthardt vom MV Basel-Stadt. Laut 
Leuthardt engagiere sich ein breiter Kreis von 
Betroffenen. Ausserdem können alle vier Anlie-
gen auf die Unterstützung der SP setzen  – die 
Grünen unterstützen drei. Vor fünf Jahren sind 
die letzten Initiativen des MV Basel-Stadt rela-
tiv knapp gescheitert. Dass in Basel regelmäs-
sig Massenkündigungen und Mietkonflikte bis 
vors Bundesgericht kommen und Schlagzeilen 
machen, setzt jedenfalls einen traurigen Kon-
trapunkt zur Propaganda der GegnerInnen. 

Mittwochs und sonntags wird im La Red gemeinsam gegessen.

INITIATIVEN UND VORSTÖSSE

Mieterfeindliche Schweiz
Der MieterInnenverband setzt auf die Bevölkerung. Ein erster Stresstest sind die vier kantonalen Initiativen, über die Basel-Stadt am 10. Juni entscheidet. 
Auch in anderen Kantonen und auf Bundesebene sind Initiativen, aber auch mieterfeindliche Vorstösse in der Pipeline. Ein Überblick.
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«STUBEN UND KOMMUNEN»

In einer losen Reportageserie besucht die WOZ 
unterschiedliche soziale Räume abseits der 
grös seren Zentren, in und aus denen Menschen 
aus verschiedenen Milieus das gesellschaftliche 
Zusammenleben aufmischen.


